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Liebe Kollegin, lieber Kollege,
fast unbemerkt haben am 19. Dezember der Bundestag und 
am 20. Dezember der Bundesrat dem „Gesetz zur Umset-
zung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht“ zu-
gestimmt. Zuvor war im Vermittlungsausschuss ein Kom-
promiss gefunden worden. Das Vermittlungsverfahren fand 
statt, weil die Bundesländer einen Ausgleich für Steueraus-
fälle durch dieses Gesetz haben wollten. 

Dieses spezifische Gesetz enthält Punkte, die viele von Ih-
nen betreffen, sei es als Steuerzahler, sei es als Rechtsan-
wender in den Finanzbehörden. Teurer werden jedenfalls 
für uns alle die Energiepreise, weil ein Einstieg in die CO2-
Bepreisung stattfindet: von zunächst 10 Euro/Tonne über 
25 Euro (ab 2021) auf 55 Euro/Tonne im Jahr 2025. Ebenso 
steigt die Luftverkehrsteuer für Starts ab Januar 2020. 

Durch diese Maßnahmen soll der Verbraucher zum Energiesparen angehalten werden.  
Damit soll sich der klimaschädliche CO2-Ausstoß verringern. Im Gegenzug wird die Um-
satzsteuer für Fernreisen mit der Bahn von 19 Prozent auf 7 Prozent reduziert. Damit fal-
len auf alle Zugreisen künftig einheitlich 7 Prozent an. Die Bahn hat diese Steuersenkung 
bereits für erste Preissenkungen benutzt. Man wird als Kunde jedoch sehr aufmerksam 
beobachten müssen, dass Preisreduzierungen nicht durch Tricksereien in Zukunft wieder 
aufgeholt werden. 

Längst überfällig wird auch die Pendlerpauschale erhöht. Ab 2021 werden ab dem 21. Ent-
fernungskilometer 35 Cent verrechnet, ab 2024 bis 2026 sogar 38 Cent. Diese Erhöhung 
darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der „Sprit“ merklich teurer werden wird 
und die Erhöhung nur für Fernpendler wirkt. Ein gewisses Kuriosum stellt in diesem Zu-
sammenhang die neue „Mobilitätsprämie“ dar. Wer arbeitet, pendelt, dessen Steuer aber 
unterhalb des Grundfreibetrages liegt, bekommt die Erhöhung der Pendlerpauschale im 
Wege eines Geldbetrages – der Mobilitätsprämie – ausbezahlt. Was für ein neuer Arbeits-
aufwand kommt da auf die Finanzämter zu? Diese müssen dann in der Steuertabelle „jen-
seits von Null“ arbeiten, und die Verwaltungskosten werden höher als die einzelne Prämie 
ausfallen. Ein Schildbürgerstreich! Der Vorschlag der DSTG, der Arbeitgeber möge diese 
Prämie gleich bei der Lohnzahlung erledigen, verhallte leider ungehört!  

Licht und Schatten liegen auch beim neuen steuerlichen Abzugsbetrag nach § 35 c EStG 
nahe beieinander. Energetische Sanierungsmaßnahmen an selbst genutztem Wohneigen-
tum können ab 2020 für einen befristeten Zeitraum von zehn Jahren durch einen Abzug 
von der Steuerschuld gefördert werden. 20 Prozent der Aufwendungen, maximal 40.000 
Euro in drei Jahren. Die maximale Investitionssumme für bestimmte Einzelmaßnahmen 
(beispielsweise die Erneuerung einer Heizungsanlage) beträgt also 200.000 Euro. Ein stol-
zer Betrag und ein erklecklicher Zuschuss für diejenigen, die davon profitieren können.  
Andererseits dürfte diese Sache zu einer ganz erheblichen Mehrarbeit auf den Veranla-
gungsstellen führen. Klima hin, Klima her – aber bitte nicht einseitig auf dem Rücken  
unseres Innendienstes, der hierfür wie für vieles andere kein zusätzliches Personal be-
kommt. Leider interessierte das in Berlin niemand, kann man doch in der Hauptstadt  
lächelnd auf die Personalhoheit der Länder verweisen. Uns bleibt daher nichts anderes  
übrig, als durch zähe Gespräche in den Ländern auf diesen negativen Zusammenhang  
hinzuweisen. Wer üppige Subventionen durch das Finanzamt schleust, muss dann auch 
für entsprechende Stellen sorgen. Sonst wird das Klimavorhaben schon an dieser Stelle 
unglaubwürdig! Außerdem wird – wie bei Subventionen die Erfahrung lehrt – ein großes 
Fass für Tricksereien aufgemacht.

Eine besondere Anhörung im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages fand nicht 
statt. Umso mehr werden wir als Ihre Fachgewerkschaft bei der Umsetzung der Neurege-
lungen den Finger in die Wunde legen. Wir bleiben dran!

Herzlichst

Ihr 

 
Thomas Eigenthaler,  
Bundesvorsitzender
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